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tributionskosten ergeben (Topografie, Geologie, Bevölke-
rungsdichte etc.). Nicht jedoch sind Unterschiede bei den
unspezifischen Gemeinkosten als nicht zu beeinflussende
Kostenbestandteile zulässig. Durch die beschriebenen
Vorkehrungen bei der Anreizregulierung kann sich an-
schließend der deutsche Trinkwassermarkt neu ordnen.
Insbesondere sind Wasserversorgungsunternehmen An-
reize gesetzt, bei ineffizient hohen unspezifischen Ge-
meinkosten ihre Größe durch Fusion mit einem anderen
Trinkwasseranbieter zu erhöhen und so die Degression
der unspezifischen Gemeinkosten zu verbessern. Die Ab-
grenzung einer Gebietskörperschaft und insbesondere
auch Landesgrenzen stellen hierbei keine Hindernisse
dar. Zudem sollten Fusionen im Trinkwassermarkt keinen
kartellrechtlichen Bedenken ausgesetzt sein, da sich die
bereits bestehende natürliche Monopolstellung eines lo-
kalen Anbieters durch die Fusion mit seinem Nachbarn
nicht verschärft. 

23. Grenzen für weitere Zusammenschlüsse ziehen aus-
schließlich wirtschaftliche Kriterien. Möglich ist, dass
Reibungsverluste und Ineffizienzen mit zunehmender Or-
ganisationsgröße anwachsen. Auch reduzieren sich die
Innovationsmöglichkeiten im Systemwettbewerb, wenn
die Zahl der Vergleichsunternehmen durch Fusionen allzu
stark zurückgeht. Diese negativen Wirkungen erachtet die
Monopolkommission jedoch im Vergleich zu den positi-
ven Größeneffekten einer Konsolidierung der deutschen
Wasserwirtschaft jedenfalls in Anbetracht der heutigen
Situation als sehr gering. Eine effektive Anreizregulie-
rung böte hier eine Gewähr dafür, dass signifikante Ab-
weichungen von den Kosten der effizienten Leistungsbe-
reitstellung im deutschen Trinkwassermarkt zulasten der
Verbraucher vermieden werden. Inwieweit die kommu-
nale Selbstverwaltungsgarantie aus Artikel 28 Absatz 2
GG für (teilweise ehrenamtlich betriebene) Kleinversor-
gungswerke eine Ausnahme von der Regulierung gebie-
tet, kann hier nicht abschließend beurteilt werden.

24. Zur Ausschöpfung der Größendegression auf den
deutschen Wassermärkten ist zudem nicht notwendiger-
weise eine physische Zusammenlegung von Netzen erfor-
derlich. Sie kann zwar in Einzelfällen weitere Größenvor-
teile ausschöpfen helfen, in erster Linie jedoch geht es bei
der Fusion von Wasserversorgungsbetrieben um eine Ver-
besserung der Umlage unspezifischer Gemeinkosten auf
eine möglichst große Zahl von Verbrauchern und Ver-
bräuchen. Dies wird bereits erreicht, wenn durch die
Zusammenlegung von Netzverwaltungen Redundanzen
offensichtlich und Rationalisierungsmöglichkeiten ausge-
schöpft werden. Auch das Outsourcing bestimmter Auf-
gaben, etwa der Rechnungsstellung oder des Messwesens
an externe, hochspezialisierte Unternehmen kann zu einer
Erhöhung der Effizienz auf dem deutschen Wassermarkt
führen.

25. Die Monopolkommission regt vor allem gegenüber
Kommunen und Landschaftsverbänden an, vermehrt
Ausschreibungswettbewerbe für die Wasserversorgung
durchzuführen. Ausschreibungskonkurrenzen in der Was-
serwirtschaft stehen allerdings vor der besonderen He-
rausforderung, dass geeignete Mechanismen gefunden

werden müssen, um optimale Investitionen in Ausbau
und Instandhaltung der Netzinfrastruktur sicherzustellen.
Bei einer Anreizregulierung für die Trinkwasserwirt-
schaft sollte sich diese Fragestellung durch geeignete Re-
gelungen zu Investitionsbudgets und dem Qualitätsele-
ment auffangen lassen. Gegebenenfalls lassen sich
Investitionsanreize in der Anreizregulierung auch durch
ein explizites Bonus-/Malus-System für Investoren set-
zen. Bei der Ausschreibung von Konzessionen, insbeson-
dere wenn diese mit einer langen Vertragslaufzeit verbun-
den sind, müssen hingegen größere Schwierigkeiten
überwunden werden. Zur Erleichterung des Ausschrei-
bungskonzepts wäre beispielsweise vorstellbar, eine
Trennung des Leitungsnetzes vom Betrieb zu erwirken.
Während das Leitungsnetz in kommunaler oder privater
Hand weiterhin einer Anreizregulierung unterworfen
würde, ließe sich der Betrieb in einen Ausschreibungs-
wettbewerb um den Markt einbringen.29 Problematisch ist
bei langen Konzessionslaufzeiten möglicher Hold-Up da-
durch, dass sich der Konzessionsinhaber nach erfolgter
Ausschreibung in einem bilateralen Monopol mit dem
Konzessionsgeber befindet und in diesem tendenziell
starke Anreize zur Nachverhandlung besitzt. 

2. Wettbewerbsdefizite bei Apotheken im 
Einzelhandel mit Arzneimitteln

26. In ihrem Sechzehnten Hauptgutachten30 hat sich die
Monopolkommission bereits mit dem Wettbewerb zwi-
schen Apotheken und der Regulierung des Einzelhandels
mit Arzneimitteln befasst. Die nachfolgenden Ausführun-
gen aktualisieren die Analyse und die Handlungsempfeh-
lungen vor dem Hintergrund der Entwicklung in den ver-
gangenen vier Jahren.

Auf der Basis der Analyse des Sechzehnten Hauptgutach-
tens hat die Monopolkommission 2006 der Bundesregie-
rung folgende Handlungsempfehlungen gegeben:

– Überprüfung des Umfangs der Apothekenpflicht unter
Berücksichtigung internationaler Erfahrungen (Tz. 164*,
Tz. 1157 ff.), 

– Aufhebung des Selbstbedienungsverbots bei nicht ver-
schreibungspflichtigen, aber apothekenpflichtigen
Produkten (Tz. 164*, Tz. 1163),

– Ermöglichung des Zugangs zum Beruf des Apothekers
über ein Fachhochschulstudium (Tz. 165*, Tz. 1165),

– Keine Aufhebung der Preisregelung bei verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln (Tz. 166*, Tz 1166 f.),

– Ermöglichung eines „sanften“ Preiswettbewerbs auch
bei verschreibungspflichtigen Arzneimitteln durch (a)
Wegfall der vorgeschriebenen Zuzahlung bei Arznei-
mitteln bei gesetzlich versicherten Patienten bei (b)
gleichzeitiger Übernahme einer durch die Apotheke

29 Vgl. für die ausführliche Erörterung eines solchen Konzepts Besche,
B., Wasser und Wettbewerb, Frankfurt a. M. 2004.

30 Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb auch im Dienstleis-
tungssektor!, Hauptgutachten 2004/2005, Baden-Baden 2006, Kapi-
tel VI, Abschnitt 3.
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selbst in Grenzen festzulegenden Pauschale für die
Dienstleistung der Apotheke durch die Patienten
(Tz. 168*, Tz. 1170 ff.),

– Aufhebung des Fremd- und Mehrbesitzverbots bei
Apotheken bei gleichzeitiger temporärer Verschärfung
der Fusionskontrolle bei Apotheken zur Verhinderung
der Herausbildung regionaler Monopolstellungen
(Tz. 169*, Tz. 1174 ff.),

– Ermöglichung der räumlichen Integration der Apo-
theke in andere Einzelhandelsgeschäfte (Tz. 170*,
Tz. 1178 f.),

– Abschaffung der berufsspezifischen Werberegeln
(Tz. 171*, Tz. 1180 f.).

27. Die damalige Bundesregierung hat in ihrer Stellung-
nahme nicht die Auffassung der Monopolkommission ge-
teilt, dass die Regulierungsmaßnahmen für Apotheken zu
restriktiv sind, und hat die Handlungsempfehlungen der
Monopolkommission verworfen.31 Die Monopolkommis-
sion möchte ihre Empfehlungen der neuen Bundesregie-
rung in Erinnerung rufen und die Analyse vor dem Hin-
tergrund jüngerer Entwicklungen aktualisieren.

Die neuerliche Analyse beschränkt sich dabei auf sog.
„öffentliche Apotheken“, also Apotheken, die Arzneimit-
tel an den Endverbraucher abgeben. Nicht behandelt wer-
den Krankenhausapotheken, die als wirtschaftlich un-
selbstständiger Teil eines Krankenhauses geführt werden,
sowie Bundeswehrapotheken. Im Folgenden werden zu-
nächst Markt- und Wettbewerbsentwicklungen im Einzel-
handel mit Arzneimitteln beschrieben, bevor die Beson-
derheiten des Marktes und des Ordnungsrahmens
charakterisiert werden und darauf aufbauend Reformvor-
schläge präsentiert werden.

2.1 Markt- und Wettbewerbsentwicklungen 
auf dem Markt für Arzneimittel

28. Die gesetzlichen Regelungen32 sehen drei Katego-
rien von Arzneimitteln vor, und zwar

– freiverkäufliche Arzneimittel,

– apothekenpflichtige, aber nicht verschreibungspflich-
tige Arzneimittel,

– apothekenpflichtige, verschreibungspflichtige Arznei-
mittel.

Neben Arzneimitteln verkaufen Apotheken zudem Pro-
dukte des sog. „apothekenüblichen Ergänzungssorti-
ments“ sowie Krankenpflegeartikel.

29. Das Gros des Umsatzes in Apotheken entfällt auf
verschreibungspflichtige Arzneimittel. Im Jahr 2009 wa-
ren dies bundesweit 30,8 Mrd. Euro (ohne Mehrwert-

steuer), das entspricht nicht ganz 80 Prozent des Ge-
samtumsatzes in Apotheken in Höhe von 39,2 Mrd. Euro
im Jahr 2009. Die verbleibenden 8,4 Mrd. Euro wurden
durch Umsätze mit apothekenpflichtigen, aber nicht ver-
schreibungspflichtigen Arzneimitteln (4,4 Mrd. Euro),
freiverkäuflichen Arzneimittel (0,3 Mrd. Euro), Produk-
ten aus dem apothekenüblichen Ergänzungssortiment
(2,0 Mrd. Euro) und Krankenpflegeartikeln (1,7 Mrd.
Euro) erzielt.33

Bemerkenswert ist auch, dass die Ausgaben für Arznei-
mittel seit 1997 mit 4 Prozent per annum auch im Ver-
gleich zu den Gesundheitsausgaben insgesamt (+3 Pro-
zent p. a.) überproportional gestiegen sind. Ebenso sind
die Umsätze in Apotheken mit +4,5 Prozent per annum
schneller gestiegen als im Vergleich zum Einzelhandel
insgesamt mit +1 Prozent.34

30. Besonders stark wächst, ausgehend von einem nied-
rigen Niveau, seit 2004 der Versandhandel mit Arzneimit-
teln. Der Versandhandel mit apothekenpflichtigen Arz-
neimitteln erhielt mit der Zwölften Novelle des
Arzneimittelgesetzes im Jahr 2004 eine rechtliche Basis,
indem das seit der Achten AMG-Novelle von 1998 gel-
tende generelle Verbot in ein Verbot mit Erlaubnisvorbe-
halt umgewandelt wurde. Während der Umsatz im Markt
für rezeptfreie Arzneimittel im Jahr 2009 insgesamt mit
einem Zuwachs von +0,9 Prozent fast stagnierte, konnten
die Versandapotheken ihr Geschäft mit rezeptfreien Me-
dikamenten um etwa 30 Prozent steigern. Ihr Anteil am
sog. OTC-Markt („Over-the-Counter“) liegt nach Zahlen
von IMS Health mittlerweile zwischen 9 und 10 Prozent. 35

Diese Zuwächse gehen zulasten der niedergelassenen
Apotheken, die in diesem Bereich einen Umsatzrückgang
von knapp 1,3 Prozent hinnehmen mussten. Im Markt für
verschreibungspflichtige Arzneimittel hingegen haben
Versandapotheken wesentlich schwerer Fuß gefasst, der
Bundesverband Deutscher Versandapotheken (BVDVA)
schätz den Marktanteil der Versandapotheken in diesem
Segment nach wie vor auf rund 2 Prozent.36

31. Die Anzahl der Apotheken in Deutschland hat zwi-
schen 2003 und 2008 kontinuierlich zugenommen und ist
in diesem Zeitraum um 300 Apotheken gewachsen. Im
Jahr 2009 haben erstmals seit 2003 wieder mehr Apothe-
ken geschlossen (nämlich 352), als neue Apotheken er-
öffnet wurden (nämlich 298), sodass sich die Anzahl der
Apotheken am Jahresende 2009 auf 21 548 belief. Davon
sind mittlerweile 3 224 Filialapotheken.

Die Apothekendichte ist in Deutschland mit etwa
3 800 Einwohnern pro Apotheke zwar nicht europäische
Spitze, aber doch überdurchschnittlich. In den 15 „alten“
EU-Mitgliedstaaten kommen im Durchschnitt 5 800 Ein-
wohner auf eine Apotheke. Während in einigen Staaten

31 Vgl. Stellungnahme der Bundesregierung zum Sechzehnten Haupt-
gutachten der Monopolkommission, Bundestagsdrucksache 16/5881
vom 3. Juli 2007, Tz. 52.

32 Vgl. den Siebten Abschnitt (§§ 43 ff.) des Arzneimittelgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005, BGBl. I
S. 3394.

33 ABDA – Bundesvereinigung Deutscher Apothekenverbände (Hrsg.),
Die Apotheke: Zahlen, Daten, Fakten 2009, Berlin 2010, http://
www.abda.de/zdf.html

34 Vgl. Perlitz, U., Apotheken: Selbst in der Rezession leichtes Umsatz-
plus, Deutsche Bank Research, Frankfurt a.M., Mai 2009.

35 http://www.apotheke-adhoc.de/Nachrichten/Markt/9762.html
36 Ebenda.
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im Durchschnitt deutlich mehr Einwohner von einer Apo-
theke versorgt werden als in Deutschland (Dänemark
16 800, Schweden 10 700, Niederlande 9 400, Österreich
6 900, Großbritannien 4 900), sind es in anderen Staaten
auch weniger Einwohner pro Apotheke (Italien 3 300,
Frankreich 2 700, Spanien 2 100). Die höchste Apo-
thekendichte in Europa findet sich in Griechenland mit
1 200 Einwohnern pro Apotheke.37 Die Apothekendichte
in Deutschland variiert auch zwischen den Bundeslän-
dern, wobei sie in Ostdeutschland niedriger ist als in
Westdeutschland und ebenso in ländlichen Gebieten mehr
Einwohner pro Apotheke versorgt werden als in Städten.

32. Für die Marktentwicklung bedeutsam sind zwei Ur-
teile aus den letzten beiden Jahren. Zum einen hat das
Bundesverwaltungsgericht im März 2008 entschieden,
dass sog. Pick-up-Stellen, an denen Patienten Medika-
mente abholen, welche sie im Versandhandel bestellt ha-
ben, nach heutiger Gesetzeslage in Deutschland prinzipi-
ell zulässig sind.38 Zum anderen hat der Europäische
Gerichtshof im Mai 2009 entschieden, dass das Fremd-
und Mehrbesitzverbot in Deutschland mit europäischem
Recht vereinbar ist.39 Das Fremdbesitzverbot beschränke
zwar die Niederlassungsfreiheit, dies sei jedoch durch
Gründe des Allgemeininteresses, namentlich den Schutz
der Gesundheit und das Ziel, eine sichere und qualitativ
hochwertige Arzneimittelversorgung sicherzustellen, ge-
rechtfertigt. In seiner Urteilsbegründung räumt der Euro-
päische Gerichtshof den Mitgliedstaaten bei der Bestim-
mung, auf welchem Niveau sie den Schutz der
Gesundheit der Bevölkerung gewährleisten wollen und
wie dieses Niveau erreicht werden soll, einen breiten
Wertungsspielraum ein und begrenzt seine Prüfung ent-
sprechend. Keinesfalls wird durch das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs jedoch ein Fremd- und Mehrbesitz-
verbot zwingend vorgeschrieben. Das Fremd- und
Mehrbesitzverbot kann also nach wie vor vom Gesetzge-
ber aufgehoben werden.

2.2 Ökonomische Besonderheiten im 
Einzelhandel mit Arzneimitteln

33. Beim Einzelhandel mit Arzneimitteln herrschen ge-
wisse Besonderheiten, die eine Regulierung aus ökono-
mischer Sicht rechtfertigen könnten. Zu erwähnen ist vor
allem, dass Arzneimittel beratungsbedürftige Produkte
sind. Der typische Endverbraucher kann oftmals nicht
ohne Weiteres beurteilen, ob der Einsatz eines bestimm-
ten Arzneimittels für ihn nützlich, nutzlos oder sogar
schädlich ist, d. h. Arzneimittel sind sog. Vertrauensgüter,
bei denen der typische Verbraucher unter Informationsde-
fiziten leidet und daher eine kompetente Beratung benö-
tigt. 

Diese Problematik spricht zum einen dafür, dass der Ge-
setzgeber für bestimmte Arzneimittel eine Verschrei-
bungspflicht eingeführt hat, also ihre Abgabe an Endver-

braucher von einer ärztlichen Verordnung abhängig ist.
Dadurch wird sichergestellt, dass ein Patient ein Arznei-
mittel nur dann legal erwerben kann, wenn der Einsatz
dieses Arzneimittels nach Ansicht einer fachkundigen
Person bei ihm geboten ist. 

Zum anderen spricht dieses Problem asymmetrischer In-
formation auch dafür, dass der Apotheker in dieser Kon-
stellation in erster Linie als „gatekeeper“ dient, der für die
Einhaltung der Verschreibungspflicht verantwortlich ist.
Aus ökonomischer Sicht ist nämlich eine Trennung der
Verschreibung (und damit der wesentlichen Beratungs-
leistung) durch den Arzt und des Verkaufs von Arzneimit-
teln (durch Apotheken) durchaus sinnvoll, um etwaige In-
teressenkonflikte zu vermeiden, die sich ergeben können,
wenn die besser informierte Marktseite (also der behan-
delnde Arzt) vom Verkauf von Arzneimitteln an die weni-
ger gut informierte Marktseite (also die Patienten) profi-
tieren würde. Durch die strikte Trennung der
wesentlichen Beratungsleistung durch den Arzt und des
Verkaufs wird dieser mögliche Interessenkonflikt wenn
nicht vollständig vermieden, so doch immerhin reduziert.

In diesem Kontext ist auch festzustellen, dass die Haftung
für eine falsche Medikation, z. B. mangelnde Sorgfalt
hinsichtlich der Überprüfung von Wechselwirkungen mit
anderen verschriebenen Arzneimitteln, in aller Regel
beim verschreibenden Arzt liegt und nicht beim Apothe-
ker.

34. Die besondere Bedeutung des Beratungsbedarfs und
die asymmetrische Informationsverteilung im Einzelhan-
del mit Arzneimitteln haben jedoch nicht zur Folge, dass
es sich bei Apotheken nicht im Wesentlichen um Einzel-
handelsgeschäfte handeln würde. Zum einen ist darauf
hinzuweisen, dass auch andere Bereiche des Einzelhan-
dels sehr beratungsintensiv sein können, ohne dass sie die
Eigenschaft als Handelsunternehmen dadurch verlieren.
Zum anderen – und das ist der fundamentale Unterschied
zu eigentlichen Beratungsunternehmen – wird Beratung
in Apotheken anders als bei Ärzten, Rechtsanwälten oder
auch Unternehmensberatern nicht separat abgerechnet.
Die Beratungsleistung ist, wie im Einzelhandel typisch,
im Preis des Produkts pauschal enthalten. 

Das heißt, dass die Tätigkeit der öffentlichen Apotheken
im Wesentlichen eine Einzelhandelstätigkeit ist. Apothe-
ken erzielen ihre Umsätze ganz überwiegend mit dem
Verkauf von fertig eingekauften Arzneimitteln und ande-
ren apothekenüblichen Gütern; der Anteil der von der
Apotheke selbst hergestellten Arzneimittel und eigenstän-
dig erbrachten Dienstleistungen ist anteilsmäßig relativ
gering. Wie bei anderen Einzelhandelsbetrieben auch,
hängt der wirtschaftliche Erfolg zwar sicher auch von der
Qualität der Beratung ab, aber nicht unwesentlich auch
von anderen Faktoren wie z. B. einem günstigen Standort.
Wichtig sind eine gute Erreichbarkeit sowie die Nähe zu
Arztpraxen. Apotheken finden sich deshalb oft in Innen-
städten, Geschäftsstraßen oder Einkaufszentren, daneben
spielen Standorte in Ärztehäusern eine wichtige Rolle.
Ihre Kundschaft besteht vor allem aus Laufkundschaft in
dem Sinne, dass anders als z. B. bei Ärzten und Rechtsan-
wälten eine Terminvereinbarung unüblich ist. 

37 ABDA, a.a.O.
38 BVerwG, Urteil. vom 13. März 2008, 3 C 27.07 „dm“
39 EuGH, Urteil vom 19. Mai 2009, verb. Rs. C-171/07 und C-172/07

„Apothekerkammer des Saarlands u. a./Saarland“.
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Als Einzelhändler müssen die Apotheken ihre Erträge
über die Preisspanne zwischen Großhandelspreis und
Endverkaufspreis erzielen. Zwar erbringen die Apotheker
beim Verkauf von Arzneimitteln auch Beratungsleistun-
gen; diese stellen jedoch keine vertraglich eigenständige
Tätigkeit dar und werden auch nicht eigenständig (z. B.
nach Art und Umfang der Beratungsleistung) vergütet.

Weitere Wettbewerbsparameter sind neben der Qualität
der Beratung, der Freundlichkeit des Services und des
Standortes auch Faktoren wie die Öffnungszeiten oder
auch kostenlose Zugaben z. B. von Cremes, Traubenzu-
cker, Zeitschriften u. ä. Anders als auf vielen anderen
Märkten spielt der Preis beim Großteil der Arzneimittel
keine Rolle im Wettbewerb.

35. Diese Besonderheit, die in ähnlicher Weise auch für
andere Bereiche des Gesundheitssystems gilt, resultiert
daraus, dass die Kosten für den wesentlichen Teil des
Arzneimittelverbrauchs nicht direkt vom Patienten,
sondern von einer gesetzlichen oder privaten Krankenver-
sicherung getragen werden. Beim Einkauf solcher Arz-
neimittel ist der einzelne Verbraucher also kaum preissen-
sitiv. Üblicherweise tritt deshalb an die Stelle eines
individuell vereinbarten Preises entweder eine staatliche
Preisregelung oder eine Vereinbarung zwischen Kranken-
versicherung und Apotheke. In Deutschland gilt für die
gesetzlichen Krankenkassen ein Kontrahierungszwang;
sie können also nicht mit einer begrenzten Anzahl von
Apotheken exklusive Verträge über die Versorgung ihrer
Mitglieder als Gegenleistung für günstige Arzneimittel-
preise schließen. Solange dieser Kontrahierungszwang
gilt, ist es folgerichtig, dass es einheitliche, nicht ausge-
handelte, sondern staatlich festgesetzte Apothekenauf-
schläge gibt. 

36. Diese Argumentation gilt allerdings nicht für Arz-
neimittel, die vom Patienten selbst bezahlt werden müs-
sen. Hier ist der Patient, wie bei anderen Gütern auch,
durchaus preissensitiv. Zwar wird diese Preissensitivität
bei dringend benötigten Arzneimitteln für den akuten Be-
darf nicht besonders groß sein. Eine längere Suche nach
dem günstigsten Angebot wird hier nur selten stattfinden,
insbesondere wenn ein Preisvergleich nur umständlich zu
realisieren ist. Dagegen wird der Käufer beim Vorratskauf
oder bei ständigem Bedarf stärker an günstigen Arznei-
mittelpreisen interessiert sein. Ein Preiswettbewerb ist
hier nicht nur möglich, sondern auch in gewissem Um-
fang existent. In der Tat hat sich der Preiswettbewerb ge-
rade bei nicht rezeptpflichtigen Arzneimitteln durch die
Entwicklung des Versandhandels intensiviert, auch wenn
der Marktanteil der Versandapotheken mit etwa 10 Pro-
zent weiterhin relativ gering ist.40

Ursache dafür dürfte auch sein, dass seit 2004 gesetzlich
Versicherte die Kosten von nicht verschreibungspflichti-
gen Arzneimitteln mit wenigen Ausnahmen selbst über-
nehmen müssen. Es ist deshalb folgerichtig, dass der Ge-
setzgeber für diese Arzneimittel die Preisbindung
aufgehoben hat. Weiter befördert werden könnte der
Preiswettbewerb in diesem Segment, indem das Selbstbe-

dienungsverbot in § 17 Absatz 3 der Apothekenbetriebs-
ordnung für nicht rezeptpflichtige Arzneimittel aufgeho-
ben würde. Dieses Verbot verhindert momentan, dass
Kunden direkt an Regale mit nicht verschreibungspflich-
tigen Arzneimitteln herantreten können, um sich einen
Überblick über das Angebot und die Preise zu verschaf-
fen. Teilweise können Preise für apothekenpflichtige Arz-
neimittel, auch verschreibungspflichtige, nur im Ge-
spräch mit dem Verkaufspersonal ermittelt werden,
sodass die Informationskosten für die Kunden steigen und
der Wettbewerb gebremst wird.

Die Apothekenpreise für verschreibungspflichtige Medi-
kamente hingegen sind weiterhin staatlich reglementiert.
Sie machen wie erwähnt nach wie vor das Gros des Um-
satzes in öffentlichen Apotheken aus, nicht ganz 80 Pro-
zent des Umsatzes einer öffentlichen Apotheke entfallen
auf rezeptpflichtige Arzneimittel mit regulierten Preis-
spannen. Preiswettbewerb besteht also nur in etwa
20 Prozent des Apothekenmarktes, gemessen am Umsatz.

37. Auf Märkten mit offenem Marktzutritt, aber gere-
gelten Preisen besteht das Problem, dass es zu einer Über-
besetzung der Angebotsseite kommen kann. Die künst-
lich hoch gehaltenen Preise führen höchstens zeitweise zu
Übergewinnen. Denn die Erwartung auf gute Erträge
lockt weitere Markteintritte an. Diese Eintrittswelle kann
so lange anhalten, bis Übergewinne abgebaut sind und
nur noch Gewinne in Höhe eines Unternehmerlohns er-
zielt werden. Administrierte Erhöhungen des Preisni-
veaus können dann zu einer erhöhten Anbieterdichte füh-
ren, Senkungen des Preisniveaus langfristig zu einer
Abnahme. So lässt sich auch erklären, dass bei steigenden
Umsätzen die Anzahl der Apotheken in Deutschland und
somit auch die Apothekendichte bis 2008 kontinuierlich
angestiegen sind. Mit dem Rückgang des Umsatzes bei
niedergelassenen Apotheken im Jahr 2009 zulasten der
Versandapotheken, welche auch aus dem europäischen
Ausland heraus (vor allem aus den Niederlanden) den
Versandhandel nach Deutschland betreiben, ist auch die
Anzahl der Apotheken in Deutschland erstmals seit 2003
wieder gesunken.

Der aufgrund der Preisreglementierung fehlende Preis-
wettbewerb hat zur Folge, dass die Arzneimitteldistribu-
tion zu höheren volkswirtschaftlichen Kosten erfolgt als
notwendig, weil die im Markt auftretenden Betriebe eine
zu geringe, nicht optimale Größe haben. Ökonomisch ei-
gentlich zu kleine Betriebe können überleben, weil sie
durch die effizienteren Betriebe nicht unterboten werden
können.41 Zudem unterbleiben mögliche Spezialisie-
rungsvorteile, welche große Apotheken profitabel reali-
sieren können, sobald sie eine kritische Masse an Kunden
haben.42

40 Perlitz, U., a. a. O.

41 Wann eine Apotheke volkswirtschaftlich zu klein ist, hängt natürlich
von der Umgebung ab. Auf dem Land kann auch eine relativ kleine
Apotheke volkswirtschaftlich gerechtfertigt sein, da hier höheren Be-
triebskosten in der Apotheke geringere Wegekosten der Patienten ge-
genüberstehen.

42 Vgl. Schulenburg, J.-M. von der, Hodek, J.-M., Nutzen und Kosten
der derzeitigen Regulierung des Apothekenmarktes in Deutschland,
Gesundheits- und Sozialpolitik 64, 2010, S. 19–30.
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38. Eine andere Konsequenz ist, dass der nicht erlaubte
Preiswettbewerb durch Wettbewerb bei anderen Parame-
tern ersetzt wird. Apotheken versuchen möglichst gute
Standorte zu beziehen, durch eine gehobene Ladenein-
richtung, durch freundlichen Service, komfortable Öff-
nungszeiten oder kostenlose Beigaben wie Apothekenzei-
tungen, Hautcremes oder Hustenbonbons im Wettbewerb
zu bestehen. Manche dieser Komponenten – wie Service,
Qualität der Beratung, gute Erreichbarkeit – mögen ge-
sundheitspolitisch positiv bewertet werden, andere sind
teilweise gesundheitspolitisch unnötig (gehobene Laden-
einrichtung) oder unter Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten
fragwürdig (Apothekenzeitung). Die Monopolkommis-
sion spricht sich nicht dagegen aus, dass es Einzelhan-
delsgeschäfte mit gehobener Einrichtung, (scheinbar)
kostenlose Beigaben oder eine Apothekenzeitung gibt.
Jedoch ist es fragwürdig, sie indirekt mit Beitragsgeldern
der gesetzlichen Krankenkassen zu finanzieren.

39. Die Monopolkommission hat schon in ihrem Sech-
zehnten Hauptgutachten darauf verwiesen, dass die Lö-
sung dieses Problems nicht darin bestehen kann, den
Marktzugang für Apotheken weiter zu beschränken. Es
ist äußerst zweifelhaft, ob ein staatlicher Regulierer
volkswirtschaftlich effiziente Apothekenzahlen festsetzen
würde. 

Ein weiteres Problem von Festpreisen ist, dass sie keine
hinreichenden Anreize bieten, sich in Gegenden mit ver-
gleichsweise geringer Apothekendichte anzusiedeln. Be-
stünde Preiswettbewerb, wäre die Ansiedlung gerade in
solchen Gegenden interessant, weil dort bessere Preise er-
zielt werden könnten.

2.3 Wettbewerbsrelevante Regulierung des 
Einzelhandels mit Arzneimitteln

Produktsortiment

40. Wie bereits erwähnt, sehen die gesetzlichen Rege-
lungen drei Kategorien von Arzneimitteln vor, und zwar
(1) freiverkäufliche Arzneimittel, (2) apothekenpflich-
tige, aber nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel so-
wie (3) apothekenpflichtige, verschreibungspflichtige
Arzneimittel. Apothekenpflichtige Arzneimittel dürfen
nur durch Apotheken verkauft werden. Sie machen etwa
90 Prozent des Umsatzes in Apotheken aus. Bei ver-
schreibungspflichtigen Arzneimitteln tritt noch die An-
forderung dazu, dass sie nur nach Vorlage einer ärztlichen
Verschreibung an den Verbraucher abgegeben werden
dürfen. Dagegen können freiverkäufliche Arzneimittel
auch von anderen Geschäften verkauft werden, solange
im Geschäft eine Person mit besonderer Sachkunde in
Bezug auf Arzneimittel vorhanden ist. Der Katalog der
freiverkäuflichen Arzneimittel umfasst z. B. Heilwässer,
Bademoore, pflanzliche Heilmittel, Pflaster und be-
stimmte Desinfektionsmittel. Der Umsatz mit freiver-
käuflichen Arzneimitteln macht weniger als 1 Prozent des
Umsatzes einer typischen Apotheke aus.43

Apotheken müssen sich nicht auf den Handel mit Arznei-
mitteln beschränken, sondern können darüber hinaus ein

bestimmtes Nebensortiment sowie Krankenpflegeartikel
anbieten. Das Nebensortiment ist jedoch der Art nach be-
schränkt. Außer Arzneimitteln dürfen in Apotheken nur
apothekenübliche Waren verkauft werden. Dazu zählen
nach der Apothekenbetriebsordnung insbesondere Pro-
dukte, die der Gesundheit von Menschen und Tieren mit-
telbar oder unmittelbar dienen oder diese fördern. Der
Verkauf von Krankenpflegeartikeln und Produkten aus
dem Nebensortiment macht etwa 9,4 Prozent des Umsat-
zes in Apotheken aus.44

Preisregulierung

41. Beim Verkauf von verschreibungspflichtigen Arz-
neimitteln unterliegt der Apotheker wie oben erwähnt ei-
ner Preisbindung nach der Arzneimittelpreisverordnung,
die ihn auf eine bestimmte Handelsspanne festlegt. Aus-
gangspunkt für die Berechnung der gebundenen Apothe-
kenverkaufspreise ist der Abgabepreis des Herstellers.
Darauf wird ein Großhandelszuschlag erhoben, der durch
die Verordnung nach oben beschränkt ist. Der Apotheker
schlägt eine Pauschale von 8,10 Euro je Packung sowie
3 Prozent auf den Herstellerabgabepreis zuzüglich des
höchstzulässigen Großhandelszuschlags plus Mehrwert-
steuer zu. Daraus ergibt sich: Apothekenverkaufspreis =
(Herstellerabgabepreis + Großhandelshöchstzuschlag) x
1,03 + 8,10 Euro plus Mehrwertsteuer.

Dieser Verkaufspreis gilt grundsätzlich für alle Verkäufe
von verschreibungspflichtigen Medikamenten, also so-
wohl für Verkäufe an gesetzlich versicherte Patienten als
auch an privat Versicherte oder Selbstzahler. Jedoch müs-
sen die Apotheken bei Verkäufen auf Kosten der gesetzli-
chen Krankenversicherung einen gesetzlich festgelegten
Rabatt in Höhe von momentan 2,30 Euro je Packung ge-
währen.

Von diesem Preis trägt der Versicherte grundsätzlich
10 Prozent des Arzneimittelpreises, jedoch mindestens
5 Euro und höchstens 10 Euro und nicht mehr als die
Kosten des Präparats, den Rest trägt die Versicherung des
Patienten. Die Zuzahlung entfällt jedoch teilweise beim
Kauf von Medikamenten, für welche die Krankenkasse
des Patienten einen Rabatt ausgehandelt hat.

Mehr- und Fremdbesitz

42. Traditionell gilt im deutschen Apothekenrecht das
Leitbild des „Apothekers in seiner Apotheke“. Gemäß
dem sog. Fremdbesitzverbot darf ein Apothekenbetrieb
nur durch einen Apotheker als Einzelunternehmer oder
durch eine von Apothekern gebildeten offenen Handels-
gesellschaft betrieben werden. Der Betrieb einer Apo-
theke in der Rechtsform einer GmbH oder einer Aktien-
gesellschaft ist nicht möglich. 

Dagegen ist das bis 2004 geltende strikte Mehrbesitzver-
bot inzwischen gelockert worden. Während sich vor 2004
ein Apotheker auf den Betrieb einer Apotheke beschrän-

43 ABDA, a. a. O. 44 Ebenda.
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ken musste, kann er heute bis zu vier Apotheken betrei-
ben. Er muss dabei eine der Apotheken als Hauptapo-
theke selbst leiten und für jede der Filialapotheken einen
angestellten Apotheker als verantwortlichen Leiter be-
nennen. Die Hauptapotheke und die Filialapotheken müs-
sen innerhalb desselben Kreises oder derselben kreis-
freien Stadt oder in einander benachbarten Kreisen oder
kreisfreien Städten liegen. Wie oben erwähnt, ist das
Fremd- und Mehrbesitzverbot vom Europäischen Ge-
richtshof als europarechtskonform beurteilt worden.

Räumliche Abschottung der Apotheke

43. Die Apothekenbetriebsordnung schreibt vor, dass
der Verkaufsraum einer Apotheke (Offizin) von ander-
weitig gewerblich genutzten Räumen durch Wände und
Türen abgetrennt sein muss. Eine räumliche Integration
einer Apotheke beispielsweise in eine Drogerie ist damit
nicht möglich.

Weitere Regulierungen

44. Neben den oben genannten Regulierungen, welche
den Wettbewerb im Einzelhandel mit Arzneimitteln
beschränken, existiert eine ganze Reihe weiterer Rege-
lungen für den Betrieb einer Apotheke wie z. B. Min-
destanforderungen an Größe und Einrichtung der Apo-
thekenräume, das Personal, Dienstbereitschaft und
Informationspflichten. 

2.4 Reformvorschläge der Monopol-
kommission

45. Die Monopolkommission erinnert an ihre Reform-
vorschläge aus dem Jahr 2006 und bekräftigt diese. In den
Vordergrund rückt sie dabei die folgenden Maßnahmen,
welche sie für eine wettbewerbliche Entwicklung des
Einzelhandels mit Arzneimitteln als besonders förderlich
erachtet. Die Monopolkommission spricht sich ganz
bewusst nicht für eine vollständige Deregulierung des
Einzelhandels mit Arzneimitteln aus. Sie empfiehlt, einen
„sanften“ Preiswettbewerb auch bei verschreibungspflich-
tigen Arzneimitteln zu ermöglichen durch (a) Wegfall der
vorgeschriebenen Zuzahlung bei gesetzlich versicherten
Patienten sowie der heute geltenden Packungspauschale
von 8,10 Euro (abzüglich 2,30 Euro Rabatt für Verkäufe
auf Kosten der gesetzlichen Krankenversicherung) bei (b)
gleichzeitiger Übernahme eines durch die Apotheke
selbst in Grenzen festzulegenden Entgelts für die Dienst-
leistung der Apotheke durch die Patienten.

46. Diesen Vorschlag hat die Monopolkommission be-
reits 2006 unterbreitet und wie folgt begründet: „Eine
Freigabe der Preise für verschreibungspflichtige Arznei-
mittel wäre unter den momentan geltenden Regelungen in
den gesetzlichen Krankenkassen nicht sinnvoll. Denn so-
weit die Krankenkasse die Kosten des Arzneimittels über-
nimmt, besteht für den Patienten, der die Apotheke aus-
wählt, kaum ein Anreiz, eine besonders günstige
Apotheke zu suchen. Zwar gilt in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung [...] eine Regelung, welche die Zuzah-

lung für Arzneimittel vom Preis des Arzneimittels abhän-
gig macht. Danach trägt der Versicherte […]
grundsätzlich 10 Prozent des Arzneimittelpreises, jedoch
mindestens 5 Euro und höchstens 10 Euro und nicht mehr
als die Kosten des Präparats. Jedoch hat damit der Preis
des Arzneimittels nur in den Intervallen zwischen und 0
Euro und 5 Euro sowie zwischen 50 und 100 Euro Aus-
wirkungen auf die Höhe der Zuzahlung. Und im Bereich
zwischen 50 und 100 Euro kommen dem Patienten nur 10
Prozent einer Einsparung zugute. Bei einer Freigabe der
Preise für verschreibungspflichtige Medikamente gäbe es
also nur sehr geringe Anreize, nach preisgünstigen Apo-
theken zu suchen. Da es für die Krankenkassen nicht
möglich ist, Apotheken von der Versorgung ihrer Versi-
cherten auszuschließen, bestünde die Gefahr, dass eine
Freigabe der Apothekenpreise nicht zu Preissenkungen,
sondern sogar zu Preiserhöhungen führen würde.“45

47. Die Monopolkommission plädiert deshalb nach wie
vor für eine andere Lösung, bei der wirksamer Preiswett-
bewerb zwischen den Apotheken durch eine Beteiligung
der Patienten am Preis der Apothekenleistung induziert
wird. In der gesetzlichen Krankenversicherung kann das
durch eine Umgestaltung der Zuzahlungsregelung er-
reicht werden. Die momentane Regelung, welche den Pa-
tienten zwar an den Kosten des Arzneimittels beteiligt,
aber wie ausgeführt wenig Steuerungswirkung hat,
könnte ersetzt werden, in dem berücksichtigt wird, dass
(a) der Patient zwar wenig Einfluss auf die Auswahl des
verschriebenen Arzneimittels hat, da diese üblicherweise
und, wie oben erörtert, zu Recht durch den Arzt erfolgt,
(b) der Patient aber die Entscheidung über die besuchte
Apotheke eigenständig trifft. Um einen Anreiz zum Be-
such einer günstigen Apotheke zu gewähren, sollte der
Patient deshalb nicht an den Gesamtkosten des Arznei-
mittels, sondern lediglich an den Kosten der Apotheken-
leistung beteiligt werden. Eine solche Beteiligung der Pa-
tienten an den Kosten der Apothekenleistung schlägt die
Monopolkommission nochmals vor: Die bisherige Zuzah-
lung sollte abgeschafft werden. Stattdessen könnte der
Apotheker vom Patienten ein eigenständiges Entgelt er-
heben, dessen Höhe vom Apotheker variiert werden kann,
wobei der Gesetzgeber gegebenenfalls Ober- und Unter-
grenzen festsetzen kann.46

Vergleichbare wirtschaftliche Auswirkungen hätte es,
wenn der Apotheker dem Patienten einen Teil der Zuzah-
lung erlässt bzw. einen Teil der Zuzahlung selber über-

45 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2004/2005, a. a. O.,
Tz. 1166 f.

46 Eine Obergrenze könnte notwendig sein, um einen Missbrauch von
lokalen oder zeitlichen Monopolstellungen (z. B. im Nachtdienst) zu
vermeiden. Ferner müsste festgelegt werden, inwieweit der Apothe-
ker für verschiedene Arzneimittel unterschiedliche Vertriebsentgelte
nehmen kann oder ob er sich auf einen Betrag festlegen muss. Um
übermäßige Belastungen von Versicherten mit chronischen Krank-
heiten zu verhindern, könnte das Vertriebsentgelt – wie bereits die
Zuzahlungen – ab einer bestimmten Jahressumme von der Kranken-
kasse erstattet werden. Der Gesetzgeber müsste zudem entscheiden,
ob die vom Versicherten gezahlten Vertriebsentgelte die einzige Ver-
gütung des Apothekers sind oder ob er darüber hinaus eine weitere
Vergütung von der Krankenkasse erhält.
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nimmt. Diese Praxis wird bereits jetzt von ausländischen
Versandapotheken, die nach Deutschland liefern, geübt,
ist für deutsche Apotheken aber noch nicht zulässig. Inso-
fern würde der Vorschlag der Monopolkommission auch
für faire Wettbewerbsbedingungen zwischen deutschen
Apotheken und ausländischen Versandapotheken sorgen.

48. Die Einführung eines vom Patienten zu erhebenden
Vertriebsentgelts hätte den Vorteil, dass so ein wirksamer
Preiswettbewerb der Apotheken auch bei den verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln ermöglicht würde. Die
Patienten trügen die Kosten für die Entscheidung, die sie
selbst treffen; sie hätten nun einen Anreiz, nach preis-
günstigen Apotheken zu suchen. Aber es bestünden auch
weiterhin Anreize zum Qualitätswettbewerb; Apotheken
mit gutem Beratungsangebot, komfortablen Öffnungszei-
ten oder attraktiven Standorten könnten höhere Vertriebs-
entgelte am Markt durchsetzen. Auch würde diese Option
Anreize zur Apothekenansiedlung in bisher noch ver-
gleichsweise schwach mit Apotheken besetzten Gegen-
den bieten, da in solchen Gebieten der Preiswettbewerb
weniger intensiv wäre, was eine Ansiedlung attraktiver
machen würde.

49. Die Monopolkommission empfiehlt, das Fremd-
und Mehrbesitzverbot bei Apotheken aufzuheben und das
Betreiben von Apotheken durch Kapitalgesellschaften zu
ermöglichen unter gleichzeitiger vorübergehender Ver-
schärfung der Fusionskontrolle bei Apotheken zur Ver-
hinderung der Herausbildung regionaler Monopolstellun-
gen. Schon 2006 hat sie sich dafür ausgesprochen, das
Fremdbesitzverbot aufzuheben sowie einen Mehrbesitz
von Apotheken auch oberhalb der aktuellen Grenze von
vier Apotheken zuzulassen. Damit wäre eine Kapitalbe-
teiligung von Nichtapothekern an Apothekenbetrieben
möglich, und es könnten Apothekenketten von grundsätz-
lich nicht beschränkter Größe gebildet werden. 

50. Ebenso spricht sich die Monopolkommission dafür
aus, dass Apothekern eine selbständige Berufsausübung
auch in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft ermög-
licht wird. Es sind keine Gründe ersichtlich, warum Apo-
theken nicht in der Form einer Kapitalgesellschaft geführt
werden sollten. Zur Sicherung möglicher Schadensersatz-
ansprüche von Patienten ist an eine gesetzliche Pflicht
zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung zu denken.
Davon unberührt ist die Regelung, dass jede Apotheke
durch einen – möglicherweise angestellten – Apotheker
verantwortlich geführt werden muss.

51. Gegen eine Apothekenkette, die sich im Eigentum
von Nichtapothekern befindet, wird manchmal einge-
wandt, in einem solchen Unternehmen bestehe die Ge-
fahr, dass die berufliche Sorgfalt des Apothekers hinter
den Gewinnmaximierungsinteressen der Eigentümer zu-
rückstehen wird. Der Monopolkommission ist allerdings
keine Evidenz dafür bekannt, dass Apotheker in geringe-
rem Maße an wirtschaftlicher Prosperität und Wohlstand
interessiert wären als andere Mitbürger, d. h. auch der
„Apotheker in seiner Apotheke“ hat in der Regel ein Inte-
resse an einem florierenden Geschäft. Zudem führt Profit-
streben im Einzelhandel nicht automatisch zu Fehlverhal-

ten, insbesondere dann nicht, wenn mit entsprechenden
Sanktionen zu rechnen ist.

Verhindert werden muss allerdings, dass es – insbeson-
dere in der Übergangszeit – durch Bildung von Apothe-
kenketten zu lokalen oder regionalen Monopolen kommt.
Dem könnte aber, wie von der Monopolkommission auch
2006 schon vorgeschlagen, durch eine temporäre Rege-
lung abgeholfen werden, nach der eine fusionskontroll-
rechtliche Prüfung auf Entstehung oder Verstärkung einer
marktbeherrschenden Stellung erfolgt und Zusammen-
schlüsse von Apothekenketten auch unterhalb der übli-
chen Aufgreifschwellen der Fusionskontrolle unterliegen.
Diese Sonderregelungen könnten aufgehoben werden,
wenn sich intensiver Wettbewerb zwischen Apotheken-
ketten entwickelt hat.

52. Die Monopolkommission erinnert auch besonders
an ihre Empfehlung, eine räumliche Integration von Apo-
theken in andere Geschäfte zu ermöglichen. Apotheken
könnten dann als räumlich unselbständiger Teil eines
Drogeriemarktes oder Kaufhauses betrieben werden. Der
Verkauf von verschreibungspflichtigen oder besonders
beratungsbedürftigen Arzneimitteln sollte aber weiterhin
nicht in Selbstbedienung, sondern nur über den Apo-
thekentisch erfolgen und der Zugang zu den eigentlichen
Apothekenbetriebsräumen (Lager, Labor) nur berechtig-
ten Personen gestattet sein. Zudem müsste auch bei die-
sen Apotheken ein Notdienst außerhalb der Ladenöff-
nungszeiten stattfinden.

Als Argument für die bisherige räumliche Abschottung
wird genannt, dass damit die besondere Funktion der
Apotheke hervorgehoben werden soll. Eine räumliche
Gestaltung der Apotheke, die zum „Arzneimittel-Shop-
ping“ einlade, sei gefährlich. Es ist unklar, was mit „Arz-
neimittel-Shopping“ gemeint ist. Schon heute versuchen
Apotheken durchaus, durch eine vorteilhafte Gestaltung
ihrer Einrichtung Kundschaft anzuziehen. Es gibt sogar
Großapotheken, die auf dem überwiegenden Teil ihres
Verkaufsraumes eher einem gehobenen Drogeriemarkt
ähneln. Im Verkaufsraum der Apotheke direkt zugänglich
sind ja auch nur Produkte, die auch außerhalb der Apo-
theke von anderen Geschäften verkauft werden dürfen.
Einem falschen Gebrauch von Arzneimitteln wird weiter-
hin dadurch vorgebeugt, dass verschreibungspflichtige
und besonders beratungsbedürftige Arzneimittel nur über
den Apothekentisch verkauft werden können.

53. Schließlich empfiehlt die Monopolkommission
auch, das im Koalitionsvertrag vorgesehene vollständige
Verbot von Pick-up-Stellen nicht umzusetzen. Ein solches
vollständiges Verbot von Pick-up-Stellen erscheint unver-
hältnismäßig. Pick-up-Stellen ermöglichen dem Versand-
handel alternative Vertriebswege und erhöhen so auch
den Wettbewerbsdruck für niedergelassene Apotheken.

Die teilweise geäußerte Befürchtung, dass Versandapo-
theken als Partner Pick-up-Stellen auswählen, welche
keine sachgemäße Lagerung der Arzneimittel gewährleis-
ten oder unseriöse Geschäftspraktiken verfolgen, teilt die
Monopolkommission nicht, da dies den Geschäftsinteres-
sen der Versandapotheken selbst zuwiderlaufen würde.
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Sollte die Befürchtung aus Sicht des Gesetzgebers be-
rechtigt sein, so ist aus Sicht der Monopolkommission
eine Regulierung von Pick-up-Stellen bzw. die Vorgabe
von Mindeststandards gegenüber einem vollständigen
Verbot vorzugswürdig und auch dem Problem in der Ein-
griffstiefe eher angemessen. Eine Regulierung von Pick-
up-Stellen könnte sich z. B. auf Anforderungen an die La-
gerung von Arzneimitteln und die Schulung des Personals
beziehen.

3. Novellierung des Telekommunikations-
gesetzes

54. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie hat im März 2010 erste Vorschläge für eine Novel-
lierung des Telekommunikationsgesetzes (TKG) vorge-
legt.47 Im Mittelpunkt der Novelle soll die Anpassung des
nationalen Rechts an den geänderten europäischen
Rechtsrahmen für Telekommunikationsnetze und -dienste
stehen. Darüber hinaus sollen Probleme ausgeräumt wer-
den, die sich bei der Anwendung des Telekommunika-
tionsgesetzes ergeben haben. Das Gemeinschaftsrecht,
bestehend aus dem sog. Richtlinienpaket48 (Rahmen-, Zu-
gangs-, Universaldienst-, Genehmigungs- sowie Daten-
schutzrichtlinie) war im November 2009 geändert und er-
gänzt worden49 und muss bis spätestens Mai 2011 in
nationales Recht umgesetzt werden. Die Monopolkom-
mission spricht sich mit Blick auf die rasche Herstellung
von Rechtssicherheit für die zeitnahe Umsetzung in natio-
nales Recht aus.50 Sie begrüßt die Initiative des Bundes-
wirtschaftsministeriums, frühzeitig Eckpunkte für die

Novelle zu veröffentlichen, stellt aber fest, dass die De-
taildiskussion um die Novellierung des Telekommunika-
tionsgesetzes erst auf der Grundlage eines begründeten
Gesetzentwurfs geführt werden kann. Ein solcher lag zum
Zeitpunkt der Fertigstellung des vorliegenden Hauptgut-
achtens noch nicht vor. 

55. Die Vorschläge des Bundeswirtschaftsministeriums
betreffen die Rahmenbedingungen für Infrastrukturinves-
titionen und Wettbewerb, das Regulierungsinstrumenta-
rium sowie Verfahrensfragen im Zusammenhang mit der
Einrichtung eines Gremiums Europäischer Regulierungs-
stellen für elektronische Kommunikation (GEREK). Da-
rüber hinaus werden Änderungen zu einer technologie-
neutralen Ausgestaltung und Flexibilisierung der
Frequenznutzung vorgeschlagen und Maßnahmen zur
Stärkung der Verbraucherrechte und zum Datenschutz
diskutiert. Die Monopolkommission hat sich zu einem
Teil der Vorschläge – in der Sache – bereits in ihrem letz-
ten Sondergutachten geäußert, in dem sie sowohl zu den
wesentlichen Bestandteilen der Reform des europäischen
Telekommunikationsrechts als auch zu der von der Bun-
desregierung vorgeschlagenen Breitbandstrategie und
dort speziell zu den Bestandteilen einer wachstums- und
innovationsorientierten Regulierung Stellung genommen
hat.51 Nicht kommentiert, aber ausdrücklich begrüßt wer-
den von der Monopolkommission die in den Eckpunkten
gemachten Vorschläge zur Stärkung der Verbraucher-
rechte und zum Datenschutz bzw. zur Datensicherheit. 

56. Grundsätzlich anzumerken ist, dass sich der gegen-
wärtige Rechtsrahmen für die Regulierung der Telekom-
munikationsmärkte bewährt hat. Eine Neuausrichtung der
Regulierung ist weder notwendig noch wünschenswert.
Stabile Rahmenbedingungen sind eine Grundvorausset-
zung für Investitionen der Unternehmen in neue Netze
und Dienste. Nur auf dieser Grundlage kann der Wettbe-
werb auf den Telekommunikationsmärkten gesichert und
fortentwickelt werden. Gleichwohl ist alleine zur Anpas-
sung an das geänderte europäische Recht eine Vielzahl
von Änderungen im Detail notwendig. Die Monopolkom-
mission empfiehlt eine möglichst enge Orientierung an
den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben. Allein auf diese
Weise lassen sich Konflikte mit der Europäischen Kom-
mission um die Umsetzung der Vorschriften vermeiden,
die letztlich nicht nur die Regulierung lähmen, sondern
auch zulasten der Rechtssicherheit gehen. 

3.1 Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für Infrastrukturinvestitionen und 
Wettbewerb

57. Die Rahmenbedingungen für Infrastrukturinvestitio-
nen und Wettbewerb sollen insbesondere verbessert wer-
den durch 

– die Ergänzung der Ziele der Regulierung um Regulie-
rungsgrundsätze,

47 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Eckpunkte
zur TKG-Novelle 2010, die auf der Homepage des Ministeriums zu
finden sind, http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/
eckpunkte-tkg-novelle-2010,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,
rwb =true.pdf

48 Richtlinien 2002/19/EG, 2002/20/EG, 2002/21/EG, 2002/22/EG und
2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. März 2002, ABl. EG Nr. L 108 vom 24. April 2002, S. 7, 21, 33,
51 sowie ABl. EG Nr. L 201 vom 31. Juli 2002, S. 37.

49 Richtlinie 2009/140/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 25. November 2009 zur Änderung der Richtlinie 2002/21/EG
über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommuni-
kationsnetze und -dienste, der Richtlinie 2002/19/EG über den Zu-
gang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen
Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung und der Richtlinie
2002/20/EG über die Genehmigung elektronischer Kommunikations-
netze und -dienste, ABl. EG Nr. L 337 vom 18. Dezember 2009,
S. 37 („Better Regulation“-Richtlinie); Richtlinie 2009/136/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 zur
Änderung der Richtlinie 2002/22EG über den Universaldienst und
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diens-
ten, der Richtlinie 2002/58/EG über die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen
Kommunikation und der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die
Zusammenarbeit im Verbraucherschutz, ABl. EU Nr. L 337 vom
18. Dezember 2009, S. 11 („Citizen's Rights“-Richtlinie); Verord-
nung (EG) Nr. 1211/2009 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 25. November 2009 zur Einrichtung des Gremiums Europäi-
scher Regulierungsstellen für elektronische Kommunikation
(GEREK) und des Büros, ABl. EU Nr. L 337 vom 18. Dezember
2009, S. 1. 

50 Vgl. dazu bereits Monopolkommission, Telekommunikation 2009:
Klaren Wettbewerbskurs halten, Sondergutachten 56, Baden-Baden
2010, Tz. 264. 51 Vgl. ebenda, Tz. 140 ff., 202 ff. 
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